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Antrag  
 

 

 
 

der Fraktion Die Linke  
 

 

 

 

Kultur ist Pflicht – Freie Szene nicht zurücklassen: Rettungspaket jetzt auflegen! 

 

 

 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert,  

zur rechtzeitigen Abwendung akut bestehender, existenzbedrohender finanzieller Einschnitte 

bei den Trägern der freien Kulturszene und damit zur Sicherung der kulturellen Vielfalt im 

Freistaat Sachsen für das Jahr 2026 ein „Rettungspaket Freie Kulturszene“ auf den Weg zu 

bringen und umzusetzen, das insbesondere folgende Maßnahmen umfasst:  

1. Erarbeitung und Umsetzung eines Soforthilfeprogramms mit einem jährlichen Finanz-

volumen in Höhe von mindestens 5 Millionen Euro für das Jahr 2026, um akut von 

Kürzungen bedrohte freie Träger der kulturellen Bildung, Soziokultur, Jugend- und 

Clubkultur sowie interkulturelle Einrichtungen und Projekte kurzfristig zu stabilisieren.  

2. Unverzügliche Vorlage einer Gesetzesinitiative der Staatsregierung zur Änderung des 

Sächsischen Kulturraumgesetzes (SächsKRG) ab dem Jahre 2026 (rückwirkend), mit der  

a) der Mindestbetrag für den künftigen jährlichen Kulturlastenausgleich auf 125 Mio. Euro 

– davon 120 Mio. Euro für Zuweisungen an die Kulturräume zur Förderung der 

Kulturpflege sowie 5 Mio. Euro für Investitionen und Strukturmaßnahmen in kulturellen 

Einrichtungen – angehoben wird (§ 6 Absatz 1 und 2 SächsKRG). 

b) Ausnahmen von der Pflicht der Sitzgemeinden zur angemessenen finanziellen 

Beteiligung an Ausgaben oder finanzwirksamen Aufwendungen für deren kulturelle 

Einrichtungen gesetzlich geregelt werden (§ 3 Absatz 2 SächsKRG). 

c) die Verwendung von Kulturraummitteln auch zur Kompensation der aufgrund fehlender 

Finanzkraft der Sitzgemeinden unmöglichen finanziellen Beteiligung an Ausgaben 

oder finanzwirksamen Aufwendungen für deren kulturelle Einrichtungen zugelassen 

wird.  
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3. Einrichtung und Umsetzung des von der Fraktion Die Linke mit dem Antrag in der 

Drucksache 8/712 geforderten „Schutzschirms Clubkultur Sachsen“, insbesondere durch:  

a) die Auflage eines jährlich wiederkehrenden Förderprogramms mit einem jährlichen 

Finanzvolumen in Höhe von mindestens 1 Mio. Euro über die Kulturstiftung des 

Freistaates Sachsen zur Förderung freier Clubs und Livemusikspielstätten und  

b) die Öffnung bestehender Kulturförderrichtlinien des Freistaates Sachsen für freie 

Clubs und Spielstätten, um deren gleichberechtigte Teilhabe an der öffentlichen 

Kulturförderung zu ermöglichen. 

4. Einleitung eines Beratungsprozesses zur gebotenen Weiterentwicklung des Sächsischen 

Kulturraumgesetzes und dessen Instrumente zur Kulturfinanzierung unter Beteiligung von 

Vertreter:innen des Sächsischen Kultursenats, der Kulturräume, der kommunalen Spitzen-

verbände sowie der freien Kulturszene, mit dem Ziel, konkrete Vorschläge für eine ebenso 

auskömmliche wie langfristige, verlässliche sowie krisen- und zukunftsfeste  Kultur-

förderung im Freistaat Sachsen zu erarbeiten und dem Landtag vorzulegen. 

 

Begründung:  

Die kulturelle Infrastruktur in Sachsen steht unter massivem Druck. Infolge kommunaler 

Haushaltsnotlagen wurden in mehreren Städten – darunter Dresden, Leipzig und Chemnitz – 

Haushaltssperren verhängt. In Dresden stehen für das Haushaltsjahr 2026 lediglich 75 Prozent 

der ursprünglich geplanten Fördermittel für freie Träger zur Verfügung. In Leipzig wurden über 

Monate keine Mittel ausgezahlt. In Chemnitz sind pauschale Kürzungen angekündigt – 

ausgerechnet im Jahr der Europäischen Kulturhauptstadt 2025. 

Betroffen sind insbesondere Träger in der freien Szene: soziokulturelle Zentren, freie Theater, 

interkulturelle Projekte, Jugendkulturinitiativen und Clubs. Viele dieser Einrichtungen werden 

ganzjährig institutionell gefördert, sie sind aber weder tariflich abgesichert noch durch 

Rücklagen oder starke Trägerschaften geschützt. Bereits geringe Kürzungen führen hier zu 

Angebotsreduktionen, Stellenabbau oder Existenzgefährdung. Zugleich mehren sich 

Hinweise, dass auch staatliche und kommunale Kultureinrichtungen von der aktuellen 

Finanzlage betroffen sind, was zu spürbaren Einschränkungen im Programm führen wird. 

Kultur darf in dieser Situation nicht gegeneinander ausgespielt werden – weder freie gegen 

institutionelle Förderung noch urbane gegen ländliche Räume. Alle Bereiche leisten einen 

unverzichtbaren Beitrag zur kulturellen Vielfalt im Freistaat Sachsen.  

Das von der Fraktion Die Linke mit dem vorgelegten Antrag begehrte Rettungspaket für die 

freie Kulturszene dient deshalb nicht der Abgrenzung, sondern der Ergänzung und 

Stabilisierung des Gesamtsystems Kultur in Sachsen. Denn nur, wenn auch die freien Träger 

überleben, bleibt das kulturelle Ökosystem in seiner Breite und Dynamik erhalten. 

Viele Kommunen stehen unter haushaltsrechtlicher Aufsicht oder befinden sich in vorläufiger 

Haushaltsführung. In diesen Fällen dürfen neue freiwillige Ausgaben – zu denen auch die 

kommunale Kulturförderung gehört – oft nur eingeschränkt beschlossen oder umgesetzt 

werden. Dies betrifft auch den Eigenanteil, den Kommunen für Förderungen im Rahmen des 

Sächsischen Kulturraumgesetzes (§ 3 Absatz 2 SächsKRG) beizusteuern haben.  
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Ohne ergänzende Unterstützung oder flexible Lösungen können freie Träger, deren 

Sitzgemeinden zurzeit nicht zahlungsfähig sind, keine ausreichende Förderung erhalten – 

ungeachtet ihrer kulturellen Bedeutung. Die Haushaltsnotlagen der Kommunen verschärfen 

darüber hinaus bestehende strukturelle Ungleichgewichte. Während große Einrichtungen in 

kommunaler oder staatlicher Trägerschaft teilweise über institutionelle Sicherungssysteme 

verfügen, fehlt der freien Szene diese Rückendeckung. Sie arbeitet häufig unter prekären 

Bedingungen, obwohl sie innovative, partizipative und gesellschaftlich relevante Kulturarbeit 

leistet – gerade in Krisenzeiten. Eine solidarische Kulturpolitik muss diese strukturelle 

Schieflage ausgleichen, nicht vertiefen. 

Bereits in den Jahren 2022 bis 2024 wurden diese Herausforderungen im Rahmen des vom 

Staatsministerium für Wissenschaft, Kultur und Tourismus initiierten „Sächsischer Kulturdialog 

2022 bis 2024 - Zukunft hoch K“ breit thematisiert.1 Vertreter:innen der freien Szene forderten 

dort verlässliche und mehrjährige Förderstrukturen, faire Bezahlung, transparente Verfahren, 

soziale Absicherung und ein besseres Gleichgewicht zwischen institutioneller und projektbe-

zogener Förderung. Diese Anliegen sind der Staatsregierung bekannt und im Abschlussbericht 

dokumentiert. Es wäre fahrlässig, die dort gewonnenen Erkenntnisse jetzt zu ignorieren. 

Mit dem Abschluss der Evaluation des Sächsischen Kulturraumgesetzes bietet sich zudem die 

Chance, die Finanzierungsgrundlagen der Kulturförderung zukunftsfest zu gestalten. Entschei-

dend wird sein, dass der angekündigte Folgeprozess nicht auf einen engen Expert:innenkreis 

beschränkt bleibt, sondern echte Beteiligung der Kulturakteur:innen – insbesondere der freien 

Szene – ermöglicht. 

Artikel 11 der Sächsischen Verfassung verpflichtet den Freistaat Sachsen dazu, das kulturelle 

und künstlerische Schaffen zu fördern sowie die Teilhabe an der Kultur in ihrer Vielfalt zu 

ermöglichen. § 2 Absatz 1 des Sächsischen Kulturraumgesetzes macht die Kulturpflege zur 

Pflichtaufgabe der Kommunen – mit klarer Finanzierungsverantwortung des Landes. Wenn 

Kommunen diese Pflicht wegen struktureller Unterfinanzierung nicht mehr erfüllen können, ist 

das Land gefordert, hier schnellstens Abhilfe zu schaffen. 

Die Fraktion Die Linke sieht nach alledem die Staatsregierung in der unmittelbaren Handlungs-

verantwortung das mit dem Antrag eingeforderte „Rettungspaket Freie Kulturszene“, das nicht 

nur eine kulturpolitische Notwendigkeit, sondern Ausdruck solidarischer Verantwortung und 

Gleichbehandlung ist, schnellstmöglich zu erarbeiten und umzusetzen. Mit dem Rettungspaket 

wird der Freistaat Sachsen seinem o. g. Verfassungsauftrag gerecht, da es die kulturelle 

Vielfalt schützt, die soziale Gerechtigkeit stärkt und die Lebendigkeit der sächsischen 

Kulturlandschaft – in Stadt und Land, institutionell und frei, etabliert und experimentell – 

langfristig, verlässlich sowie krisen- und zukunftsfest sichert. 

Dresden, den 21. November 2025   
 

 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 

 
1 https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/43844  
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